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LEITARTIKEL

VON WIELAND SCHNEIDER

Europas gebrochenes
Versprechen auf dem Balkan
Eigentlich hätte Nordmazedonien grünes Licht für Beitrittsgespräche erhalten
sollen. Mit dem erneuten Aufschub schwächen die EU-Staaten ihre Position.

E s hat schon etwas Skurriles an sich:
Da bemühen sich ein Mitgliedsland

und die anderen EU-Staaten nach Kräf-
ten, endlich ihre Verbindung zu lösen –
und stellen das in einer Art und Weise an,
dass allen von London bis Brüssel längst
schwindlig geworden ist auf dieser Brexit-
Hochschaubahn. Zugleich setzen andere
Länder alles daran, ein Ticket für den Zug
in Richtung Europäische Union zu erhal-
ten – für eine Reise, die ohnehin noch vie-
le Jahre dauern würde und von der noch
nicht ausgemacht ist, dass sie tatsächlich
im Endbahnhof EU-Mitgliedschaft endet.

Der britische Premier Boris Johnson
verspricht seinen Bürgern, dass ihr Land
außerhalb der Union wieder zu mehr Un-
abhängigkeit, wirtschaftlichem Auf-
schwung und Bedeutung in der Welt fin-
den werde. Und eine knappeMehrheit der
Briten hat diesen Kurs grundsätzlich im
Referendum von 2016 befürwortet.

In Südosteuropa sieht man das aber
anders. Dort bedeutet eine Aufnahme im
begehrten Europaklub nach wie vor die
Aussicht auf ein besseres Leben, auf mehr
Stabilität und die Teilhabe an einer größe-
ren Vereinigung, die im internationalen
Spiel immer noch weit mehr zählt als jedes
ihrer kleinenMitglieder allein.

Gerade auf dem Balkan wurde die EU
in den vergangenen Jahren ihrer Ur-
sprungsidee eines Friedensprojekts durch-
aus gerecht. Einstige Kriegsgegner wie
Kroatien und Serbien mäßigten – trotz im-
mer wieder aufflammenden verbalen
Streits – auch deshalb den Umgang mitei-
nander, um denWeg in die EU nicht zu ge-
fährden. Mittlerweile ist Kroatien Mitglied
und Serbien im Verhandlungsprozess.

Der Wunsch Serbiens und des Kosovo
nach Integration in der EU war auch der
Hebel, um beide zu einem Dialog zu be-
wegen. Die Gespräche stecken derzeit lei-
der fest. Doch wenn sich die Europäer auf
die Hinterbeine stellen würden, könnten
sie sie wieder in Gang setzen. Dafür
brauchte es aber Geschlossenheit und Si-
cherheit für Serbien und den Kosovo, dass
europäische Versprechen auch gehalten
werden. Was nun beim Gipfel in Brüssel
geschehen ist, trägt nicht gerade dazu bei,
diese Rolle der EU-Staaten zu stärken: Vor
allem auf Druck Frankreichs erhielten
Nordmazedonien und Albanien erneut

keinen Termin für Beitrittsgespräche.
Nordmazedoniens Premier Zoran Zaev
zeigte sich darüber wütend – und seine
Empörung ist berechtigt: Dem südost-
europäischen Land war grünes Licht für
Verhandlungen zugesagt worden, wenn
es alle Bedingungen erfüllt. Doch dieses
Versprechen wurde nun gebrochen.

Die nordmazedonische Seite hat viel
getan und sogar den Namen ihres Staa-
tes geändert. Griechenland hatte die Be-
zeichnung Republik Mazedonien stets
abgelehnt und das Land auf demWeg in
die EU und die Nato blockiert. Nach lan-
gem Feilschen einigte sich Skopje mit
Athen auf einen Kompromiss: Mazedo-
nien wurde in Republik Nordmazedo-
nien umgetauft. Die europäischen Tauf-
paten feierten freudig mit, das Taufge-
schenk sind sie schuldig geblieben.

Nordmazedoniens rechte Opposi-
tion lief gegen die Namensänderung
Sturm. Jetzt kann sie vor den Neuwahlen
ins Treffen führen, dass der für viele Ma-
zedonier schmerzhafte Kompromiss mit
Athen nichts gebracht habe. Zudem war
die Aussicht auf einen EU-Beitritt bisher
stabilisierend für das Zusammenleben
mit der großen albanischen Volksgrup-
pe in Nordmazedonien: Die Idee, sich
von einem künftigen EU-Mitgliedsland
abzuspalten, ist nur wenig attraktiv.

N atürlich ist klar: Die Beitrittskandi-
daten auf dem Balkan und die, die

es noch gern werden würden, haben
noch einiges zu erledigen. Korruption
und Vetternwirtschaft sind ein weitver-
breitetes Übel. Dazu kommen innen-
politische Probleme und der Hang eini-
ger Staatenlenker, immer autoritärer zu
regieren. Gerade um hier positiv beein-
flussen zu können, muss die EU diese
Länder in einem Prozess der Annähe-
rung halten, der bei genauer Erfüllung
der Kriterien auch zur Mitgliedschaft
führt. Denn die Union hat in der Region
längst Konkurrenz erhalten: von Russ-
land und China. Vor allem Peking ver-
sucht dabei, sein eigenes Modell anzu-
preisen: wirtschaftlicher Aufschwung
unter einer autoritären Führung.
Mehr zum Thema: Seite 1, 2
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Brexit: Unterhaus
bremst Boris Johnson
erneut aus
Großbritannien/EU. Parlamentssprecher John Bercow ließ
vorerst keine Abstimmung über den Austrittsvertrag zu.

Von unserem Korrespondenten
GABRIEL RATH

London. Die britische Regierung muss sich
bei der Durchsetzung des neuen Brexit-
Deals von Premierminister Boris Johnson
weiter in Geduld üben. Montagnachmittag
entschied Parlamentssprecher John Bercow,
dass der Vertrag über den Austritt Großbri-
tanniens aus der EU, den Johnson beim EU-
Gipfel vergangenen Donnerstag vereinbart
hatte, nicht zur Abstimmung zugelassen
wird. Der Grund: Das Abkommen wurde
den Unterhausabgeordneten bereits am
Samstag zur Abstimmung vorgelegt. „Über
den heutigen Antrag wird nicht debattiert,
weil das eine Wiederholung wäre“, so
Bercow.

„Haben die Stimmen und denWillen“
Freunde werden Bercow und Johnson in die-
sem Leben sowieso nicht mehr. Trotz der für
den Premier negativen Entscheidung des
Parlamentschefs will Johnson die Initiative
behalten. Denn am Dienstag soll das Unter-
haus über das Brexit-Durchführungsgesetz
abstimmen, mit dem alle rechtlichen Wei-
chen für den Austritt aus der EU gestellt wer-
den. Beobachter gehen davon aus, dass die
Regierung bei dem Votum auf eine knappe
Mehrheit der Unterhausabgeordneten zäh-
len kann. „Wir haben die Stimmen und den
Willen“, sagte Außenminister Dominic Raab.

Tatsächlich muss die Regierung aber die
parlamentarische Diskussion des Brexit-Ge-
setzes fürchten. Denn dabei bieten sich nicht
nur Möglichkeiten, das Gesetz mit Verfah-
renstricks und Anträgen zu verzögern. Geg-
ner des Abkommens können auch Ände-
rungsvorschläge einbringen. So kündigte die
oppositionelle Labour Party bereits an, er-
neut einen Verbleib in der EU-Zollunion aufs
Tapet bringen zu wollen. Das war selbst in
den eigenen Reihen umstritten: „Nein“, twit-
terte der Labour-Abgeordnete Paul Master-
son. „Das ist eine Frage, die in den künftigen
Verhandlungen über ein Handelsabkommen
geklärt werden kann.“ Auch die von Labour
zuletzt plötzlich umworbenen nordirischen
Unionisten (DUP) erteilten dem Vorstoß
eine Absage.

Nachdem Beobachter in London davon
ausgingen, dass weder der Antrag auf Zoll-
union noch die Verknüpfung mit einer neu-
en Volksabstimmung eine Mehrheit finden
würden, hat die Regierung eine gute Chance,
für den Deal eine knappe Mehrheit zu errei-

chen. Ihr Fehler war: Sie wollte, um ihren
Zeitplan einhalten zu können, die Katze im
Sack verkaufen. Das sorgte für große Miss-
stimmung. So meinte die konservative Ex-
Ministerin Justine Greening: „Wir alle wis-
sen, dass ein durchgepeitschtes Gesetz ein
schlechtes Gesetz ist. Es geht um die völlige
Neuorientierung unseres Landes, und das
muss ordnungsgemäß erfolgen.“

Druck machte die Regierung nicht nur,
indem sie auf das Tempo drückte. „Zaude-
rern und Zögerern“, wie Johnson in seiner
ersten Ansprache als Premierminister jene
bezeichnet hatte, die nicht hinter dem Brexit
stehen, wurde auchmit jeder Art von Verfah-
renstricks gedroht: „Wenn wir durch Ände-
rungsanträge keine sinnvolle Abstimmung
zusammenbringen, werden wir lieber gar
keinen Antrag stellen“, erklärte ein Regie-
rungssprecher. Keinerlei Kompromissbereit-
schaft ließ man bezüglich Änderungen von
Johnsons Deal erkennen.

Jene, die auf eine Verschiebung hoffen,
erhielten Schützenhilfe aus Brüssel und Ber-
lin. Das Ersuchen um Verlängerung wurde
als gültig anerkannt, erklärte eine EU-Spre-
cherin. Der deutsche Wirtschaftsminister,
Peter Altmaier, ein Vertrauter von Angela
Merkel, meinte, die EU werde „selbstver-
ständlich“ einer weiteren Verschiebung zu-
stimmen. Sollte es Johnson in den nächsten
Tagen nicht schaffen, wurde erwartet, dass er
den Ausweg in vorzeitigen Neuwahlen su-
chen würde.

Während das Parlament in London vor
der Aussicht steht, in Permanenz zu tagen,
kam in Belfast die Volksvertretung Nordir-
lands nach mehr als 1000 Tagen erstmals
wieder zusammen. Die Unionisten wollten
damit in letzter Sekunde Gesetze zur Libera-
lisierung der Abtreibung verhindern. Dabei
handelte es sich um Symbolpolitik: Ohne Ei-
nigung auf eine Einheitsregierung, wofür es
kein Anzeichen gibt, ist das nordirische Par-
lament nicht entscheidungsfähig.
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Professoren warnen
vor Einschränkungen
derWissenschaft
Wien. Die Hochschullehrerverbände des
deutschsprachigen Raums appellieren
angesichts der Entwicklungen in Ungarn
an die Politik, „den Kampf für die Freiheit
der Wissenschaft beherzt fortzusetzen“.
Dieser dürfte „insbesondere in der Unter-
stützung der Central European University
(CEU) nach ihrem erzwungenen Teilum-
zug von Budapest nach Wien nicht nach-
lassen“. Auch das Aus für die Gender Stu-
dies in Ungarn per Dekret und das Ge-
setz, mit dem die von der Ungarischen
Akademie der Wissenschaften (MTA) be-
triebenen Forschungsinstitute einem von
Regierungsvertretern dominierten Gre-
mium unterstellt worden sind, seien ein
„unverhohlener Angriff auf die Wissen-
schaftsfreiheit“.

Die Freiheit der Wissenschaft sei in
der EU keine Selbstverständlichkeit
mehr, heißt es in der vom Deutschen
Hochschulverband (DHV), dem Öster-
reichischen Universitätsprofessor/innen-
verband (UPV) und der Vereinigung der
Schweizerischen Hochschuldozierenden
(VSH) bei einer Tagung in Wien be-
schlossenen Erklärung. (APA)

DIE EU UND DER BREXIT

Deal. Der Rat der EU hat bereits dem vereinbarten
Brexit-Vertrag offiziell seinen Segen erteilt. Damit
geht der Vertragstext zum EU-Parlament für das
finale grüne Licht. Eigentlich hätten die Europa-
abgeordneten bei der dieswöchigen Plenarsitzung
in Straßburg über den Deal abstimmen sollen, doch
angesichts der unklaren Lage in London wird das
Votum (voraussichtlich) verschoben. Eine Sonder-
sitzung könnte nächste Woche einberufen werden.

Verbitterung im EU-Wartesaal
Erweiterung. Die Beitrittskandidaten auf demWestbalkan kritisieren nach der neuerlichen Verschiebung von
Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien die EU als wortbrüchig.

Von unserem Korrespondenten
THOMAS ROSER

Belgrad/Skopje. Seiner Verbitterung über das
rote Licht aus Brüssel lässt Nordmazedo-
niens Premier Zoran Zaev freien Lauf. Er sei
„wütend und enttäuscht“, bekannte der So-
zialdemokrat am Wochenende in einer
Fernsehansprache nach dem erneuten Auf-
schub der Entscheidung über die EU-Bei-
trittsverhandlungen: „Wir hatten unsere
Verpflichtungen erfüllt, aber sind zum Opfer
eines historischen Fehlers geworden. Dies
ist ein schlechter und ungerechter Ansatz
der EU.“ Gleichzeitig kündigte er vorgezo-
gene Neuwahlen an: „Die Bürger müssen
nun entscheiden, welchen Weg wir in der
Zukunft gehen – den europäischen Weg der
Reformen oder den Weg, der uns zurück in
die Isolation, den Nationalismus und die
Konflikte führt.“

Auf Drängen der EU hat sich das Land
im Namensstreit mit Griechenland selbst
umbenannt – auf „Nordmazedonien“ –, nun
aber gibt es keinen Lohn für all die Aussöh-
nungsbemühungen und die Umsetzung der

Vorbedingungen. Ernüchtert reagiert im
Wartesaal der EU nicht nur Skopje auf den
von Frankreichs Präsident Emmanuel Ma-
cron durchgesetzten Aufschub der Beitritts-
verhandlungen. Der Glaubwürdigkeitsver-
lust der EU auf dem Westbalkan droht mit
einem weiteren Erstarken nationalistischer
Kräfte, neuen Spannungen und einen grö-
ßeren Einfluss der EU-Konkurrenz Russ-
land, China und der Türkei einherzugehen.
Nicht die politischen Eliten, sondern die
Bürger würden von der EU „bestraft“, so der
mazedonische Analyst Ljupco Cvetkovski:
„Dadurch geht die letzte Hoffnung verloren,
dass sich im Land langfristig etwas zum Po-
sitiven ändern wird.“

Nicht nur in Nordmazedonien wittert
die Opposition nach dem Brüsseler Wort-
bruch wieder Oberwasser. Albaniens Pre-
mier Edi Rama hatte in einer ersten Reak-
tion zwar beteuert, dass sich der Adria-Staat
seinen „europäischen Traum“ nicht neh-
men lasse. Doch Arben Kashahu, der außen-
politische Sprecher der oppositionellen DP,
macht nicht zuletzt den Regierungschef für
den Fehlschlag in Brüssel verantwortlich:

„Wenn Albanien der EU beitreten will, muss
das ohne Rama geschehen. Er muss abtre-
ten – zumWohl des Landes.“

In Albanien und Kosovo werden mit
schwindenden EU-Perspektiven die großal-
banischen Kräfte hervortreten. In dem vom
EU-Zug ohnehin stets abgehängten Bosnien
und Herzegowina dürften sich hingegen die
sezessionistischen Zentrifugalkräfte verstär-
ken: Vor allem die Führung des Teilstaats der
Republika Srpska liebäugelt schon seit Jah-
ren mit dem Anschluss an das serbische
Mutterland. EU-Anwärter Serbien wiederum
kann sich durch Brüssels Tritt auf die Erwei-
terungsbremse in seinem Schlingerkurs zwi-
schen Ost undWest bestärkt fühlen.

Russlands Premier Dimitrij Medwedew
kündigte am Wochenende in Belgrad die
Unterzeichnung des von den EU-Partnern
misstrauisch beäugten Freihandelsabkom-
men zwischen Serbien und der Eurasischen
Wirtschaftsunion für den 25. Oktober in
Moskau an. Man sollte Staaten die Entschei-
dung zwischen West und Ost „nicht auf-
drängen“, erklärte er in einer frenetisch be-
jubelten Rede in Serbiens Parlament.


